
 
Bürgerliste Gießen 
im Stadtparlament der Universitätsstadt Gießen 

Vorlage an die Stadtverordnetenversammlung 

Vorlagennummer: STV/0731/2007 
Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 
Datum: 16.01.2007 

 
Amt: Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Aktenzeichen/Telefon: - Al -/1032 
Verfasser/-in: Elke Koch-Michel 
 
Beratungsfolge Termin Zuständigkeit 
Magistrat  Zur Kenntnisnahme 
Haupt-, Finanz-, Wirtschafts- und Rechtsausschuss  Vorberatung 
Stadtverordnetenversammlung  Entscheidung 
 
 
Betreff: 
Vergabepraxis bei der Anbringung von Werbetafeln auf städtischen Flächen 
- Antrag der BLG-Stadtverordneten vom 15.01.2007 - 
 
 
Antrag: 
Der Magistrat der Universitätsstadt Gießen wird gebeten, 
 
1. zu berichten, ob die Vergabe bzw. Genehmigung von Werbetafeln auf 

vorgesehenen städtischen Flächen von Seiten städtischer Ämter oder ob diese von 
einer privaten Firma genehmigt und überwacht werden. 

2. Nach welchen Kriterien erfolgt die Genehmigung? 

3. Warum wurde die beantragte Plakatanbringung von Seiten des ASTA und DGB 
Jugendbüro zum Thema „Verfassungsklage Studiengebühren“ auf Anweisung des 
Oberbürgermeisters Haumann abgelehnt? 

4. Sollte es sich hierbei um rechtliche Gründe handeln, bitte um Benennung dieser. 
 
Der Magistrat wird gebeten, den Antrag des ASTA und DGB Jugendbüro auf Anbringung 
der Plakate „Verfassungsklage Studiengebühren“ auf städtische Flächen, kostenfrei, zu 
genehmigen. 
 
 
 
Elke Koch-Michel 
 




